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Inanspruchnahme 

Unternehmensberatungen auch in 2023 

förderfähig

Inanspruchnahme Unternehmensberatungen auch in 2023 förderfähig

• Am 23. Dezember 2022 wurde die neue "Förderrichtlinie Förderung von Unternehmensberatungen für KMU" 
im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

• Diese gilt für alle ab dem 1. Januar 2023 gestellten Zuschussanträge.

• Welche Leistungen können durch die Förderung bezuschusst werden?
• Gefördert werden konzeptionell und individuell durchgeführte Beratungen zu allen wirtschaftlichen, 

finanziellen, personellen und organisatorischen Fragen der Unternehmensführung. 
• Hierzu werden maximal zwei Beratungen pro Jahr gefördert; jedoch insgesamt maximal fünf bis Ende 

2026. 
• Die maximal zuschussfähigen Kosten betragen 3.500 Euro pro Maßnahme, insgesamt somit bis zu 

17.500 Euro bis zum Ende des Förderzeitraumes.
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Inanspruchnahme 

Unternehmensberatungen auch in 2023 

förderfähig

• Wie hoch ist der Zuschuss für Unternehmen?
• Der Zuschuss beträgt 80 % der förderfähigen Beratungskosten im Geltungsbereich der neuen 

Bundesländer (mit Regionen Lüneburg und Trier, ohne Land Berlin und Region Leipzig), demnach 
maximal 2.800 Euro.

• Der Zuschuss beträgt 50 % der förderfähigen Beratungskosten im Geltungsbereich der alten 
Bundesländer (mit Land Berlin und Region Leipzig, ohne Regionen Lüneburg und Trier), demnach 
maximal 1.750 Euro.

• Was ist noch zu beachten?
• Bei Ärzten, Zahnärzten, Psychotherapeuten und Heilpraktikern werden nur Beratungen gefördert, 

deren Inhalt die Einführung oder Anpassung eines „Qualitätssicherungssystems“ ist.
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• Weiterführende Informationen finden Sie auf der Webseite:
• https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Beratung_Finanzierung/Unternehmensberatung/unternehmensberatung

_node.html

https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Beratung_Finanzierung/Unternehmensberatung/unternehmensberatung_node.html


Aktuelle Übersicht der in 2023 bundesweit 

geltenden Mindestlöhne

Aktuelle Übersicht der in 2023 bundesweit geltenden Mindestlöhne
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Pflicht zur Vorlage der SV-Nummer bei 

Beschäftigungsbeginn weggefallen

Pflicht zur Vorlage der SV-Nummer bei Beschäftigungsbeginn weggefallen
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Abruf der elektronischen 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)

Abruf der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)
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Quelle: 
https://arbeitgeber.de/wp-
content/uploads/2023/01/
bda-arbeitgeber-
bda_eau_informationsflyer-
2023_01_11.pdf



Abruf der elektronischen 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)

• Dem Arbeitgeber steht es grundsätzlich frei, die 
eAU selbst über das sv.net abzurufen oder das 
Lohnbüro mit dem Abruf zu beauftragen.

• Ab dem 01.07.2023 wird das sv.net vom neuen 
SV-Meldeportal abgelöst.
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Quelle: 
https://arbeitgeber.de/wp-
content/uploads/2023/01/
bda-arbeitgeber-
bda_eau_informationsflyer-
2023_01_11.pdf



Abruf der elektronischen 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)
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Quelle: 
https://arbeitgeber.de/wp-
content/uploads/2023/01/
bda-arbeitgeber-
bda_eau_informationsflyer-
2023_01_11.pdf

Bitte nutzen Sie auch die 
kostenfreien Services der 
ETL Rechtsanwälte: 
regelmäßig aktualisierte 
FAQ-Liste zur eAU:
https://www.etl-
rechtsanwaelte.de/aktuelle
s/faq-zur-elektronischen-
arbeitsunfaehigkeitsbeschei
nigung 



Künstlersozialabgabe - Gesetzgeber hebelt 

BSG-Urteil aus

Künstlersozialabgabe - Gesetzgeber hebelt BSG-Urteil aus

• Nach der Generalklausel in § 24 Abs. 2 S. 1 Nr. 2  KSVG sind Unternehmen abgabepflichtig, wenn sie 
unabhängig vom eigenen Unternehmenszweck nicht nur gelegentlich Aufträge an selbständige Künstler und 
Publizisten vergeben, um ihre künstlerischen oder publizistischen Werke zu nutzen und mit ihnen Einnahmen 
zu erzielen. 

• Das Kriterium „nicht nur gelegentlich“ ist grundsätzlich erfüllt, wenn die Bagatellgrenze von 450 Euro im Jahr 
für die Fälle der Eigenwerbung/Öffentlichkeitsarbeit und die Generalklausel überschritten wird. 

• Allerdings hat das BSG in seinem Urteil vom 01.06.2022 (B 3 KS 3/21 R) entschieden, dass allein das 
Überschreiten der Bagatellgrenze von 450 Euro nicht genügt, um eine Künstlersozialabgabepflicht zu 
begründen, sofern es sich um einen einzigen Auftrag handelt.

• Dies widersprach der Intention des Gesetzgebers, der nun zum 01.01.2023 die Formulierung des § 24 KSVG 
dahingehende geändert hat,  dass die Abgabepflicht einheitlich und grds. unabhängig von der Anzahl der 
Aufträge ab Erreichen der gesetzlich festgelegten Entgeltsumme besteht.
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Künstlersozialabgabe - Gesetzgeber hebelt 

BSG-Urteil aus

Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogener Altersrente

• Seit dem 01.01.2023 wird eine vorgezogene Altersrente (vor Erreichen der Regelaltersgrenze) nicht mehr 
wegen etwaiger Hinzuverdienste gekürzt (§ 34 Abs. 2 SGB VI)
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2. Urteil des Monats

EuGH Urteil vom 08.12.2022 Az. C 378/21
Keine Umsatzsteuerschuld trotz unrichtigem Umsatzsteuer-Ausweis bei Rechnungen an Endverbraucher

• § 14c UStG weicht insoweit von der MwStSystRL ab, als dass ein evtl. unrichtiger bzw. unberechtigter Umsatzsteuerausweis in der 
Rechnung immer zur doppelten Umsatzsteuerschuld führt: 

• einmal in Höhe der unrichtig/unberechtigt ausgewiesenen Umsatzsteuer
und

• einmal in Höhe der richtigen, dem Gesetz nach geschuldeten, Umsatzsteuer

• bisherige Praxislösung: Korrektur aller "falschen" Rechnungen
zeitaufwendig / teilweise technisch nicht umsetzbar

• Abhilfe durch den EuGH: Solange das Steueraufkommen nicht gefährdet ist, darf der unrichtige/unberechtigte USt-Ausweis in der 
Rechnung allein nicht zur Steuerschuld führen!
Dies ist grundsätzlich bei Rechnungen an Endverbraucher der Fall, weil Endverbraucher keine 
Berechtigung zum Vorsteuerabzug haben.
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Disquotale bzw. inkongruente Gewinnausschüttungen richtig durchführen
Der BFH hat sich mit Urteil vom 28.09.2022 (VIII R 20/20) erneut zu inkongruenten Gewinnausschüttungen 
geäußert und nochmals der Auffassung des BMF im Schreiben vom 17.12.2013 widersprochen.

3. Steuertipp des Monats

• Danach ist auch ein punktuell satzungsdurchbrechender Beschluss über eine inkongruente 
Vorabausschüttung, der

• von der Gesellschafterversammlung einstimmig gefasst worden ist und
• von keinem Gesellschafter angefochten werden kann,

• als zivilrechtlich wirksamer Ausschüttungsbeschluss der Besteuerung zugrunde zu legen. 

• Hinweis: Eine entsprechende Öffnungsklausel in der Satzung zur Vermeidung der Nichtigkeit eines Beschlusses 
ist nach Ansicht des BFH nur für Beschlüsse mit Dauerwirkung notwendig - nicht aber bei punktuell 
satzungsdurchbrechenden Beschlüssen.

• Ein Gesellschafter, an den nach einem solchen Beschluss kein Gewinn verteilt wird, erzielt keine 
Dividendeneinkünfte nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG (kein Zufluss durch den Beschluss des Verzichts).

• Grundsätzlich bleibt es bei der Empfehlung, inkongruente Gewinnausschüttungen regelmäßig nur mit 
entsprechender Öffnungsklausel in der Satzung vorzunehmen. 

• Die Prüfung, ob es sich um einen punktuell satzungsdurchbrechenden Beschluss oder doch um einen 
Beschluss mit Dauerwirkung handelt, obliegt bei Streitigkeiten mit dem Finanzamt dem Finanzrichter und bei 
Streitigkeiten im Gesellschafterkreis dem Zivilrichter.
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4. Rechtstipp des Monats

§ Neuregelung § 1358 BGB
Notvertretungsrecht von Ehegatten ab 01.01.2023 reformiert

• bisher: keine automatische Berechtigung, Ehegatten in Krankheit oder nach Unfall zu vertreten oder 
Informationen von Ärzten zu erhalten; Vorsorgevollmacht war erforderlich

• jetzt: gegenseitiges Vertretungsrecht für Ehegatten im Bereich Gesundheitssorge 
• maximal 6 Monate, bei längerer Notwendigkeit gerichtlich bestellter Betreuer
• Angelegenheiten gegenüber Ärzten, Krankenkassen, Krankenhaus, Reha-Einrichtungen können geregelt 

werden
• Einwilligung in Behandlungen und Untersuchungen
• Entgegennahme von ärztlichen Aufklärungen
• Geltendmachung von Ansprüchen , die mit Erkrankung im Zusammenhang stehen
• Ärzte sind von Schweigepflicht gegenüber Ehegatten entbunden

• kein Notvertretungsrecht bei getrennt lebenden Ehegatten oder entgegenstehendem Wunsch des Patienten
• Vorsorgevollmacht geht vor
• Begrenzte Handlungsmöglichkeiten im Rahmen der Notvertretung, daher Vorsorgevollmacht weiter sinnvoll
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Regionalübliches Entgelt - Aktueller Stand

5. Unsere Branchenspezialisierung Pflege

• Am 20.01.2023 wurden die FAQ‘s zur Umsetzung der Zulassungs- und Pflegevergütungs-Richtlinien zuletzt geändert. Dabei 
wurde u.a. versucht die Unklarheiten im Hinblick auf die am 30.11.2022 veröffentlichten und später gestrichenen Zuschläge 
für Feiertagsarbeit mit Freizeitausgleich (Frage Nr. 4).

• Kurze Zusammenfassung:
• Die Durchschnittsanwender sind verpflichtet, Feiertagszuschläge zu zahlen (bei Tätigkeit an einem gesetzlichen 

Feiertag zwischen 0 und 24 Uhr)
• Es ist dabei zu unterscheiden, ob Freizeitausgleich für die Tätigkeit am Feiertag gewährt wird
• Ab 01.02.2023 sind die weiterhin veröffentlichten Feiertagszuschläge mit Freizeitausgleich bindend
• Soweit und solange für Feiertagszuschläge ohne Freizeitausgleich kein Wert veröffentlicht ist, besteht die 

Verpflichtung zur Zahlung eines solchen dem Grunde nach, ohne das gegenwärtig eine Mindestgröße vorgegeben ist.



17.01.2023 ✓
21.02.2023 ✓
21.03.2023
18.04.2023
16.05.2023
20.06.2023
18.07.2023
15.08.2023
19.09.2023
17.10.2023
21.11.2023
19.12.2023



Rechtliche Hinweise

Die hier enthaltenen Informationen haben wir mit der gebotenen Sorgfalt zusammengestellt. Gleichwohl können wir für deren 
Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit keinerlei Haftung, gleich aus welchem Rechtsgrund, übernehmen. Die Präsentation ersetzt 
keine individuelle Beratung, sodass wir für Entscheidungen, die der/die Empfänger:in aufgrund dieser Informationen trifft, keine 
Verantwortung übernehmen.
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